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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 211 der Fraktion des Zentrums 

- Nr. 2636 der Drucksadien - Preise für Kohlen und Eisen 


Zu der Anfrage nehme ich wie folgt Stellung: 

Die mit Rückwirkung vom 1. Mai 1951 er- 
lolgte 12 Erhöhung der Löhne und 

Tarif gehälter der Arbeitnehmer im Steinkohlen- 
bergbau machte es erforderlich, die hierdurch 
entstehenden Mehrkosten ungeachtet des schon 
bestehenden Fehlbetrages in der bergbaulichen 
Erfolgsrechnung abzudecken. Eine generelle 
Preiserhöhung für Steinkohle, Steinkohlenkoks 
und Steinkohlenbriketts wäre unter den damals 
gegebenen wirtschaftlichenVerhältnissen überaus 
bedenklich gewesen. Die Bemühungen der 
Bundesregierung zur Stabilhaltung von Preisen 
und Löhnen wäre ernstlich gefährdet worden. 
Insbesondere hätte man mit einer erneuten 
Heraufsetzung der Löhne, besonders der Berg- 
arbeiterlöhne, rechnen müssen. 

Aus diesem Grunde hat die Bundesregierung 
mit der Verordnung PR Nr. 30/51 - Kohle 
11/51 - vom 24. Juli 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 142) den Weg der Differenzierung der 
Steinkohlenpreise beschritten, durch den im 
Gegensatz zu den Auswirkungen einer gene- 
rellen Preiserhöhung für Steinkohle eine Mehr- 
belastung der Hausbrand- und Kleinverbraucher 
sowie anderer wirtschaftlich und sozial empfind- 
licher Abnehmergruppen vermieden wird. Die 
Bundesregierung war sich dabei durchaus der 
Mängel und Gefahren bewußt, die mit einerDiffe- 
renzierung der Steinkohlenpreise verbunden 


sind. Sie glaubte aber, daß dieses Verfahren 
unter den damals gegebenen Umständen den 
einzig gangbaren Weg darstellte, der eine 
Erschütterung des gesamten Lohn- und Preis- 
gefüges vermied. 

Der sich aus Artikel 3 des Grundgesetzes 
ergebende Gleichheitsgrundsatz hindert nicht, 
daß Preisdifferenzierungen nach sachlichen 
Gesichtspunkten vorgenommen werden. Es sei 
auf die seinerzeit vom Bundestag beschlossene 
Regelung differenzierter Dieselkraftstoffpreise 
hingewiesen (Gesetz zur Neuordnung der Treib- 
stoffpreise vom 19. Juni 1950 [BGBl. S. 225]). 

Nach den Bestimmungen des § 1 des Über- 
gangsgesetzes über Preisbildung und Preis- 
überwachung (Preisgesetz) vom 10. April 1948 
in der gegenwärtig gültigen Fassung bedarf 
eine Veränderung der Preise, die eine grund- 
legende Bedeutung für den gesamten Preisstand, 
insbesondere die Lebenshaltung, hat, der Zu- 
stimmung des Bundestages. Es war der Zw^ck 
der im Juli 1951 getroffenen Preisregelung 
für Kohle und Eisen, eine solche grundlegende 
Änderung des Preisstandes und damit der 
Lebenshaltung zu vermeiden. Dieses Ziel war 
nach der Überzeugung der Bundesregierung 
durch die getroffenen Maßnahmen auch erreich- 
bar und ist auch erreicht worden. Die ange- 
ordnete Preisregelung bedurfte deshalb nicht 
der Zustimmung des Bundestages. 


Druck; Ptter Meier. Buitdorf-Sieeburg 
Allein-Vertrieb ; Dr. Ham Heger, Andernach, Breite Str, 30 
und Wiesbaden, Nietzscheitr. 1 



Die Notwendigkeit einer Mitwirkung des 
Bundestages bei der Einführung eines Kosten- 
ausgleichs bei Roheisen, Halbzeug, Walzwerks- 
erzeugnissen und Schmiedestücken gemäß Ver- 
ordnung PR Nr. 53/51 vom 20. Juli 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 140) war nicht gegeben, 
da diese Maßnahme ohne grundlegende Be- 
deutung für den gesamten Preisstand, insbe- 
sondere die Lebenshaltung, ist und zumal die 
eisenverarbeitende Industrie sich bereit erklärt 
hatte, die hierdurch eintretende Kostenerhöhung 
soweit wie möglich in sich selbst auszu gleichen. 

Gegenwärtig bestehen folgende Preis gruppen 
für Kohle: 

Inlandslistenpreise, 

Inlandslistenpreise mit Aufpreisen, 

Importkohlenpreise, 

Exportkohlenpreise. 

Daß neben den Inlandslistenpreisen in einem 
gewissen Umfange als Folge der bekannten 
Mangelerschcinungen ein schwarzer Markt mit 
erheblichen Überpreisen besteht, ist der Bundes- 
regierung bekannt. Hierbei handelt es sich 
Vorzugs weise um solche Kohle, die, wie Deputat-, 
Schürf- und Stollenkohle, den Lenkungsmaß- 
nahmen nicht unterliegt. Die Preisüber- 
wachungsstellen der Länder haben hier die 
Aufgabe, Überschreitungen der auch für diese 
Kohlensorten gebundenen Kohlenpreise nach- 
zugehen. 

Bezüglich der Walzwerkserzeugnisse ist bekannt, 
daß insbesondere durch Zwischenhändler ge- 
ringe Mengen zu unzulässigen Preisen gehandelt 
werden. Häufig wurde hier festgestellt, daß 
es sich um Scheinangebote handelt, hinter 
denen keine nennenswerten Liefermöglichkeiten 
stehen. Audi hier wurden die Prelsüber- 
wachungsstcllen zu verstärktem Einschreiten 
veranlaßt. 

Die Belieferung der Großverbraucher (über 
10 moto) und der Kleinverbraucher (bis zu 
10 moto) mit Kohle, Koks und Briketts er- 
folgt im Rahmen der vom Bundes Wirtschafts- 
ministerium festgesetzten Quartalsrichtmengen. 
Während in den vergangenen Monaten und 
auch für das IV. Quartal die Richtmengen für 
die Gruppe der Großverbraucher eine Kür- 
zung gegenüber der Richtmenge des II. Quar- 
tals im Durchschnitt um 50‘Vo> zum Teil auch 
mehr, erfahren haben, ist die Richtmenge für 


Hausbrand- und Kleinvcrbrauch von 3,5 Millo- 
nen t im II. Quartal auf je 6 Millionen t 
im III. und IV. Quartal erhöht worden. Da- 
rüber hinaus werden der Gruppe Hausbrand 
und Kleinverbrauch pro Quartal mindestens 
400 000 t Gaskoks im Rahmen der Lenkungs- 
maßnahmen zugeführt. 

Für Walzwerkserzeugnisse besteht gegenwärtig 
keinerlei behördliche Reglementierung des 
Marktes, so daß sich der Verkehr zwischen 
Hersteller und Verbraucher frei vollzieht. Die 
dem Bundesrat vorliegende Verordnung Eisen 
II/5 1 soll erstmalig der Bundesregierung die Mög- 
lichkeit zu gewissenAbsatzlenkungen geben, die 
in erster Linie den vom Händlerlager kaufen- 
den Kleinverbrauchern zugute kommen sollen. 

Die Bundesregierung setzt die Exportpreise in 
eigener Zuständigkeit fest. Sie hat von dieser 
Zuständigkeit durch Anhebung der Export- 
preise um 3^/2 S pro Tonne Gebrauch gemacht. 
Allerdings hat die Internationale Ruhrbehörde 
im Rahmen des Artikel 15 des Ruhrstatutes die 
Möglichkeit einer Prüfung dieser Exportpreise. 

Die Haldenbestände des von Deutschland mit 
Kohle belieferten Auslandes sind der Bundes- 
regierung soweit bekannt, als diese von den 
ECE-Ländern auf Grund der vom Kohlen- 
ausschuß vereinbarten vierteljährlichen Mel- 
dungen über Versorgungslage und Bedarf 
mitgeteilt werden. 

Bei der Einführung von Aufpreisen für Kohle 
gemäß Verordnung PR Nr. 50/51 - Kohle 11/51 - 
vom 24. Juli 1951 hat die Bundesregierung inso- 
fern auf die schwebenden Verhandlungen zur 
Ratifizierung des Vertrages über die Gründung 
einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl Rücksicht genommen, als diese 
Regelung ausdrücklich bis zum 31. März 1952 
befristet wurde. Die in dem Vertrag festge- 
legten Fristen erlauben die Errichtung eines 
gemeinsamen Marktes keineswegs vor dem 
Außerkrafttreten der vorbczeichneten Verord- 
nung, so daß zwischen der Verordnung PR 
Nr. 50/51 und dem Vertragsinhalt kein Wider- 
spruch besteht. Es sei in diesem Zusammen- 
hang darauf hingewiesen, daß auch in anderen 
Ländern der in Vorbereitung befindlichen 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl - insbesondere in Frankreich - diffe- 
renzierte Kohlenpreise für den Hausbrand und 
für gewerbliche Abnehmer bestehen. 



Die Bundesregierung sieht mit Rücksicht auf 
den Artikel 3, c) des Vertrages über die 
Gründung einer Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl nicht die Gefahr einer 
Kohlenpreisfestsetzung auf den niedrigsten 
Inlandpreis für 50 Jahre. Die fraglidic Be- 
stimmung lautet: „Die Organe der Gemein- 
schaft haben ... im gemeinsamen Inter- 
esse . . . für die Festsetzung niedrigster 

Preise Sorge zu tragen . . . ; hierbei sind 

die erforderlichen Abschreibungen zu ermög- 
lichen und den hcreingenommenen Kapitalien 

normale Verzinsungsmöglidikeiten zu bieten 
» 

Die gegenwärtigen Kohlenprcise erlauben nacli 
dem Ergebnis des im Aufträge des Wirtschafts- 
rates erstellten Gutachtens über die Kosten- 
und Ertragslage des westdeutschen Steinkohlen- 
bergbaues (Enquete) sowie gemäß den vom 


Bundesministerium für Wirtschaft angestellten 
eigenen Untersuchungen keine ausreichende 
Abschreibung und Verzinsung der Kapitalien 
im Sinne der vorstehenden Vorschrift des 
Artikels 3c) des Vertrages über die Gründung 
einer Europäisdien Gemeinsdiaft für Kohle 
und Stahl. 

Die in 1951/52 zur Verfügung gestellte Menge 
für Hausbrand und Kleinverbraudi beläuft 
sich auf rund 22 Millionen t. 

Eine offene Subventionierung des Hausbrandes 
müßte sich aus markttechnischen Gründen 
auch auf den Kreis der Kleinverbraucher er- 
strecken. Hierzu wäre nach vorläufigen Er- 
rechnungen unter den gegenwärtigen Voraus- 
setzungen jährlich eine Summe von mindestens 
70 Millionen DM erforderlich. 

Dr. Erhard 



